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Besseren Stoff
beschaffen

Von Pamela Dörhöfer

N
ach Astrazeneca nun auch
Johnson & Johnson: Wieder

ist es ein Vektorimpfstoff, der in
Verbindung mit Hirnvenenthrom-
bosen steht. Zufall? Eher nicht.
Bei keinem der auf anderen Tech-
nologien basierenden Covid-Vak-
zine hat man solche Fälle bislang
in signifikanter Häufung beob-
achtet. Ein Zusammenhang mit
dem Vektorprinzip oder dem als
„Shuttle“ genutzten Adenovirus
drängt sich deshalb auf.

Was bedeutet das für die Pra-
xis? In den USA ist man auf Vek-
torvakzine kaum angewiesen,
dort verkündete Chef-Immunolo-
ge Anthony Fauci, man werde den
Impfstoff von Astrazeneca nicht
brauchen. Australien hat kurzfris-
tig 40 Millionen Dosen Biontech-
Pfizer und 51 Millionen Dosen des
kurz vor der Zulassung stehenden
Protein-Impfstoffs von Novavax
geordert. In der EU jedoch
braucht man die Vektorvakzine,
soll die Impfkampagne nicht noch
weiter ins Stocken kommen.

Um etwas mehr Sicherheit zu
erhalten, könnte geprüft werden,
ob es möglich ist, vorbeugend et-
was gegen die Bildung dieser
Thrombosen zu geben. Optimal ist
freilich selbst das nicht. Das Beste
wäre, man käme auch in der EU
nach und nach in die Lage, auf die-
se Vakzine verzichten zu können:
wenn genug andere zur Verfügung
stehen. Sputnik V als Vektorimpf-
stoff dürfte allerdings kaum die
besteWahl sein. Bericht S. 4

U M W E LTS C H U T Z

Europas Axt
im Regenwald

Von Tobias Schwab

N
üchtern betrachtet war schon
lange klar, dass Aktionen wie

die von Krombacher den Regen-
wald nicht retten. Jahrelang warb
die Brauerei damit, für jeden ver-
kauften Bierkasten einen Quadrat-
meter Forst zu schützen. Doch
freiwillige Initiativen und Zertifi-
zierungen führen nicht zum Ziel,
die Entwaldung zu stoppen, wie es
die EU schon bis 2020 anstrebte.

Der jüngste WWF-Bericht zeigt,
dass die Union nach China der
zweitgrößte Waldvernichter ist.
Für den Anbau von importiertem
Soja, Rindfleisch oder Kaffee wer-
den pro Jahr Flächen viermal so
groß wie der Bodensee gerodet.
Das schädigt lokale Ökosysteme
und treibt den Klimawandel.

Was kann der europäischen Axt
im Regenwald Einhalt gebieten?
Nur eine Regulierung, ein gesetzli-
cher Rahmen, um entwaldungs-
freie Lieferketten zu schaffen. Fir-
men brauchen dafür klare Vorga-
ben, Sanktionen bei Verstößen in-
begriffen. Das EU-Parlament hat
sich dafür schon ausgesprochen.
Die Bundesregierung muss das zu
ihrem Projekt und bei der EU-
Kommission Druck machen. Denn
innerhalb der Union geht der
größte Teil der Waldzerstörung auf
das deutsche Konto. Bericht S. 15

LEITA RTIKEL

Lösungen gesucht
Die USA und die

Europäer sollten den

Konflikt mit

Russland nicht

anheizen, sondern

befrieden.

U
S-Präsident Joe Biden setzt
seine politische Agenda wei-

ter in hohem Tempo um. Die ers-
ten Tage seiner Amtszeit nach
der Inauguration waren durch
Ankündigungen geprägt. Er
führte die USA in das Pariser Kli-
maabkommen zurück, legte ein
1,9-Billionen-Dollar-Investitions-
programm auf, beschleunigte das
Impfprogramm für die USA. Au-
ßerdem verlängerte er den New-
Start-Vertrag und will das er das
Iran-Abkommen wiederbeleben.

Nun hat die Biden-Adminis-
tration nahezu zeitgleich zu
Russland und Afghanistan zwei
Ankündigungen präzisiert, mit
dem die veränderten außenpoli-
tischen Ziele Bidens noch deutli-
cher werden und bei denen er
mit den europäischen Bündnis-
partnern zusammenarbeiten will
– und muss –, die aber mindes-
tens für Diskussionen, wenn nicht
für politischen Streit sorgen.

Mit dem geplanten Abzug aus
Afghanistan spätestens zum Jah-
restag der Anschläge auf das
World Trade Center am 11. Sep-
tember will Biden einen umstrit-
tenen Einsatz beenden, damit er
sich auf die Auseinandersetzung
mit Russland und China konzen-
trieren kann.

Bei dem Konflikt mit Moskau
hat Biden die harschen Ansagen
aus dem März, als er Russland
ein hartes Vorgehen androhte
und den russischen Präsidenten
Wladimir Putin als „Killer“ be-
zeichnete, nun ergänzt mit ei-
nem Gesprächsangebot, um mit
Putin etwa über den Ukraine-
Konflikt, Abrüstung oder den
Fall Nawalny zu reden.

Noch ist nicht erkennbar, wie
Biden mit Putin für irgend eines
der strittigen Themen einen
Kompromiss aushandeln will –
wenn er die russischen Interes-
sen nicht berücksichtigt. Ähnli-
ches gilt für all jene Scharfma-
cher, die jetzt schon über Sank-
tionen sprechen, falls Putin wei-
ter Truppen an der Grenze zur
Ukraine stationiert und damit
den Konflikt im Donbas zwi-
schen Separatisten und Kiew in-
direkt befeuert.

Drohungen sind aber nicht
hilfreich. Sie mögen verärgerten
Politikerinnen und Politikern da-
bei helfen, ihr Mütchen zu küh-
len, wenn sie nicht nur Nordstre-
am 2 stoppen, sondern gar kein
russisches Gas mehr kaufen wol-
len. Oder Russland zusätzlich
den internationalen Zahlungs-
verkehr erschweren möchten,
indem das Land Swift nicht
mehr nutzen darf.

Die Drohkulisse mag dem
heimischen Publikum gefallen.
Doch antworten die Hardliner
auf Putins Provokation eben wie-
der mit einer Provokation. Und
diese Aktion wird die Konflikte
mit Russland weiter antreiben,
statt sie zu lösen. Gerade der
Krieg im Donbass wird nur zu
befrieden sein, wenn es den USA
und den Europäern gelingt, auch

die russischen Interessen zu be-
rücksichtigen. Statt also über ei-
nen Nato-Beitritt der Ukraine zu
diskutieren, sollte der Westen
diese Option vom Tisch nehmen
und gleichzeitig mit Russland
und der Ukraine darüber spre-
chen, mit welcher Übereinkunft
auch die Sicherheit der Ukraine
gewährleistet wäre. Dies könnte
ein Schritt sein, mit dem das
spannungsgeladene Verhältnis zu
Russland in eine Koexistenz
überführt werden kann.

Das setzt aber voraus, dass
sich die USA und die europäi-
schen Staaten auch im Vorgehen
beim Fall Nawalny oder bei der
völkerrechtswidrigen Annexion
der Krim durch Russland auf ei-
ne gemeinsame Linie verständi-
gen können. Doch vor allem
Deutschland und die anderen
EU-Staaten sind noch uneins,
wie sie gegenüber Moskau agie-
ren sollen.

Aber das wäre dringend nö-
tig, um die europäischen Interes-
sen in dem Konflikt zu vertreten,
die das Verhältnis mit dem
schwierigen Nachbarn verbes-
sern müssen. Die Biden-Admi-
nistration wird nicht lange war-
ten, bis die Europäer sich auf ei-
ne Linie geeinigt haben. Dafür
haben sie keine Zeit. Wer aber
wie die Europäer mehr Souverä-
nität erreichen will, der muss
auch sagen können was er will
und wie er dies erreichen kann.

Weniger kompliziert für
Deutschland und die anderen
EU-Staaten ist der geplante Ab-
zug aus Afghanistan. In diesem
Konflikt haben die USA von An-
fang an das Tempo bestimmt.
Das gilt auch für das Ende des
Einsatzes. Die Biden-Administra-

tion hat die Verbündeten zu de-
ren Ärger bei der ersten Ver-
schiebung des für Anfang Mai
geplanten Abzugs nicht gefragt.
Nun informiert Washington die
anderen Hauptstädte wenigstens
und bezieht sie in die Planung
ein. Widerspruch muss die Bi-
den-Administration nicht fürch-
ten. Den umstrittenen Afghanis-
tan-Einsatz wollen fast alle nach
fast zwanzig Jahren beenden.

Und dafür gibt es auch gute
Gründe. Die US-geführte inter-
nationale Gemeinschaft hat kei-
nen politischen Hebel mehr. Au-
ßerdem sind Erfolge zu sehen. So
gehen etwa mehr Mädchen in die
Schule als zu Zeiten der Schre-
ckensherrschaft der Taliban. Und
Polizei und Militär sind zwar mit
internationaler Hilfe aufgebaut
worden, doch sind sie trotz der
großen Hilfe nicht selbstständig
in der Lage, für Sicherheit im
Lande zu sorgen.

Zum Schluss soll ein Frie-
densvertrag mit den Taliban und
der afghanischen Regierung da-
für sorgen, dass die Zahl der An-
schläge abnimmt. Und die inter-
nationale Gemeinschaft will Af-
ghanistan auch weiter finanziell
unterstützen. Ob das reicht, um
blutige Machtkämpfe nach Ab-
zug der ausländischen Soldaten
zu verhindern, darf bezweifelt
werden. Berichte S. 9

Andreas Schwarzkopf
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